zur 7‘ 
wieder BERevolution 


er Be |; E. 4 Zur linken Kritik an den Wendefeierlichkeiten. 


Inhaltsverzeichnis 


Zur Einleitung: Jubelorgien und deutsches Nationalnarrativ im Jahr 2009 
1.1989 - Ein Lehrstück der Demokratie? 


Die Wende in der Wende 
Eine deutsche Revolution 
Das kleine Glück 


2. Die DDR - das »bessere Deutschland«? . 


Der verordnete Antifaschismus in der DDR 
Zur politischen Kultur.einer unpolitischen Gesellschaft 
Im Namen des Kommunismus 


3. Das Deutschlandwunder - zur Geschichte der BRD 


Westbindung 
Soziale Marktwirtschaft folgt Volksgemeinschaft 


4. Total liberal - das große Comeback der Totalitarismustheorie 


Die drei Seiten einer Medaille 
Freiheit des Marktes und repräsentative Demokratie 
Die Meinungsfreiheit, die wir meinen 


5. Zurück aus der Zukunft 


Zivilgesellschaft vs. Volksgemeinschaft im postnazistischen Deutschland 
Zivilgesellschaft von oben 

Roll back und positiver Nationalbezug 

Zivilgesellschaft als staatliche Mogelpackung? 


Zwischen Brüchen und Traditionen - der deutsche Weg zur Großmacht nach 1990 


Zur Vormacht in Europa 
Kapital und Ideologie 


Zum Schluss: Gratwanderung statt Märchenstunde 


NTEILNMG 


Jubelorgien und deutsches Nationalnarrativ 
im Jahr 2009 Das Jahr 2009 steht im Zeichen einer nationalistischen Mobilisierung. Gefeiert wird die 


deutsche Nation mit Volksfesten, Staatsbanketten, Diskussionsrunden, Kulturveranstal- 
tungen, Festreden und Denkmälern - eine ganze Armada von Erinnerungsevents, ein exzes- 
siver Jubelrausch anlässlich der Gründung der BRD 1949, des Untergangs.der DDR im Jahre 
1989 und der darauf folgenden Vereinigung beider Staaten. Und schließlich feiert man sich 
selbst: Deutschland im Jahre 2009. 


Erzählt wird dabei die Geschichte der modernen deutschen Nation seit 1945. Vom Ende des 
Nationalsozialismus über den Umweg zweier deutscher Staaten soll sie endlich als Erfolgsge- 
schichte von Demokratie, Freiheit und Wohlstand besiegelt und gewürdigt werden. Diese Er- 
zählung behauptet historische und politische Eindeutigkeiten, Stringenzen und Wahrheiten, 
die einer Überprüfung ihres empirischen Gehalts jenseits der Suggestion nicht standhalten. 


Die vorherrschende deutsche Nationalerzählung ist jedoch nicht allein eine Neuinterpretati- 
on der Geschichte. Vor allem konstruiert sie die Nationalgeschichte so, dass sie als konstitu- 
tiver Bestandteil einer dem Zeitgeist angepassten deutschen Identität taugt. Danach hat sich 
die deutsche Bevölkerung weitestgehend allein und selbstbestimmt von den ideologischen 
Fesseln des Nationalsozialismus und von der DDR befreit und so die deutsche Nation mit der 
bürgerlichen Moderne, bestehend aus Freiheit, Demokratie und Kapitalismus, versöhnt. 


In der Tat, das heutige Deutschland ist nicht das »Vierte Reich« und gewiss nicht das größte 
Übel unter der Sonne. Und trotzdem muss eine aufgeklärte deutsche Gesellschaft, die aus 
der Vergangenheit die richtigen Konsequenzen zieht, eine Illusion bleiben, solange und weil 
sie sich als deutsche Nation konstituiert. Denn sie will nichts wissen von den Kontinuitäten 
deutscher Geschichte bis heute: von Rassismus, Antisemitismus und anderen Versatzstü- 
cken nationalsozialistischer Ideologie. Sie will nichts wissen vom autoritären Nationalcharak- 


ter, dem Demokratie und Freiheit weitestgehend äußerlich bleiben, und sie schweigt zum 
alltäglichen Terror kapitalistischer Verwertung. 


Uns geht es nicht allein darum, die schnöde Funktion einer Nation im Rahmen bürgerlich 
kapitalistischer Vergesellschaftung zu kritisieren sondern um die ganz bestimmte Form 
ihrer ideologischen Verfasstheit in Deutschland. Denn bis heute besitzen die Ideologien ein 
gewisses Eigenleben, das sich nicht monokausal aus einer abstrakten Metaformation wie 
der kapitalistischen Ökonomie oder dem bürgerlichen. Staat ableiten lässt. Vielmehr prägt 
und transformiert der ideologische Fundus selbst diese Formationen. 


Auf den folgenden Seiten werden wir einen Parforceritt durch die deutsche Geschichte seit 
1945 sowie ihrer ideologischen, gesellschaftlichen, ökonomischen und politischen Prämis- 
sen antreten: der Geschichte der »Stunde Null«, der BRD und der DDR, der sogenannten 
Wende, der deutschen Vereinigung, bis schließlich zum Hier und Jetzt. Unser Text ist in 
großen Teilen historisch und dennoch aktuell, weil in den Debatten des Jahres:2009 die 
Mythen der Vergangenheit Legitimation des Bestehenden sind. Zeigen werden wir dies 
nicht zuletzt am Beispiel der Gleichsetzung von »braunem« mit »rotem Terror«, für die 
seit jeher die »Totalitarismustheorie« sorgt. Ihre Wiedergängerin, die Extremismusformel, 
dient auf ähnlicher Grundlage heute dazu, linke Positionierungen mit denen von Nazis 
- gleichzusetzen. 


Unser Beitrag will die Modernisierungen und Liberalisierungen der deutschen Nation nicht 
leugnen. Gezeigt wird aber, dass diese Modernisierung eine gespaltene ist und dass sie 
noch immer keinen Grund liefert, sich-von einer antideutschen Position zu verabschieden. 
In diesem Sinne ist der folgende Text als Angebot zu verstehen, sich dem deutschen Natio- 
nalnarrativ bestehend aus Auslassungen und Umdeutungen, zu verweigern und nicht der 
Suggestion zu erliegen, BEN EHLIRSIGH EEE NV normale aufgeklärte Nation. 
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1989-ein Lehrstück der 


Demokratie? 


Die Ereignisse des Jahres 1989 werden heu- 
te und wohl auch bei zukünftigen Jubiläen 
nationaler Selbstvergewisserung als »fried- 
liche Revolution« und »antidiktatorischer 
Akt« überhöht. Die DDR-Opposition, ge- 
folgt von einer zur homogenen Protestmas- 
se stilisierten Bevölkerung, fungiert in der 
deutschen Geschichtsschreibung als einer 
der wenigen Beweise für die Demokratie- 
fähigkeit aller Deutschen. Allesamt, so die 
Legende, teilten sie den Wunsch nach De- 
mokratie im geeinten Deutschland. 

Diese Interpretation geht stillschweigend 
darüber hinweg, dass auch gewaltförmige 
Ausschreitungen zur Wende gehörten und 
die politische Opposition ziemlich hetero- 
gen organisiert war. Das passt nicht zur 


mythischen Aufladung der »friedlichen 
Montagsdemonstrationen am 9. Oktober 
1989 in Leipzig« und zum »Fall der Mau- 
er« einen Mönat später. Über die Vorge- 
schichte der Wende - der Zusammenbruch 
des Ostblocks, die Veränderungen in den 
sozialistischen Nachbarländern, Glasnost 
und Perestroika, die Ausreisewelle — wird 
in der gegenwärtigen Erinnerungspolitik 
zwar berichtet, aber selten. wird erwähnt, 
welche ursächliche Rolle sie für die ver- 
meintliche »friedliche Revolution« spielte. 
Dabei begann der Zerfall des Ostblocks 
schon mehrere Jahre vor dem so genannten 
»Wendejahr« und hatte mit dem Wirken ei- 
ner DDR-Opposition nicht viel zu tun. Vor 
allem der Machtantritt Gorbatschows 1985 
steht für eine innersowjetische Reformpoli- 
tik, die auch in den »sozialistischen Bruder- 
ländern« mehr Offenheit in Richtung We- 
sten zuließ. Ungarn zum Beispiel begann 
schon einige Tage vor den letzten Kommu- 
nalwahlen in der DDR damit, seine Grenz- 
befestigungen in Richtung Österreich ab- 
zubauen während die Staatsführung der 
DDR den Weg einer allmählichen poli- 
tischen Liberalisierung strikt ablehnte. Ein 
prägnantes Beispiel für den Kurs der SED 
ist das praktische Verbot des sowjetischen 
Magazins Sputnik, dessen Auslieferung die 
DDR-Behörden noch im November 1988 


stoppten. Das für das sozialistische und 
westliche Ausland bestimmte politische 
Magazin der sowjetischen Nachrichtena- 
gentur Nowosti war für DDR-BürgerInnen 
vor allem aufgrund der kritischen Bericht- 
erstattung über das politische Alltagsge- 
schäft in den sozialistischen Ländern von 
Interesse gewesen. 


Die Wende in der Wende 


Im Vorfeld von 1989 hatte sich in der DDR 


in mehrfacher Hinsicht Aufbruchstim- : 


mung entwickelt. Schon zu Beginn der 
1980er Jahre war vielen klar, dass die BRD 


in absehbarer Zeit weder eingeholt noch. 


überholt werden würde. Der aus diesem 
Vergleich resultierende gefühlte wie auch 
der reale Mangel wurde allmählich zu ei- 
ner Hauptursache der Unzufriedenheit der 
Bevölkerung. Lange bevor die viel beschrie- 
bene »friedliche Revolution« begann, mach- 
| ten sich tausende BürgerInnen der DDRauf, 
um das Land zu verlassen. Bei Versuchen, 
| mit dem Zug von Prag über Dresden in die 
BRD einzureisen, kam es im Spätsommer 
1989 schließlich sogar zu heftigen Ausei- 
nandersetzungen zwischen Ausreisewilli- 
gen und der Volkspolizei der DDR. 
Als der eigentliche Anfang vom Ende der 


DDR werden oft die Kommunalwahlen 

im Mai 1989 angeführt. Nicht zum ersten 

Mal stellten viele Oppositionelle fest, dass 

es massive Unregelmäßigkeiten bei den 

Auszählungen gegeben hatte. Doch dies- 

mal folgte eine erste größere Protestkund- 

gebung auf dem Leipziger Markt. Den ge- 

samten Spätsommer 1989 über fanden in 

mehreren Städten der DDR Kundgebungen, 

Friedensgebete und Demonstrationen statt. 

Blieb es anfänglich noch bei kleineren Pro- 

testen, stiegen die TeilnehmerInnenzahlen 

im Oktober ‘39 stark an. Man kann es wohl 

als vorsichtiges Abtasten bewerten, dass 

erst nach mehreren Anläufen am 2. Okto- 

ber ‘89 in Leipzig etwa 20.000 Menschen 
demonstrierten. Noch am 8. Oktober wur- 
de ‚eine ähnlich große Demonstration in 
Dresden eingekesselt und es kam zu Fest- 
nahmen. Zwar war bald klar, dass sich die 
Sowjetunion nicht einmischen würde. Dass 
die für den 9. Oktober 89 in Leipzig ange- 
setzte Demonstration dennoch das Risiko 
des gewaltsamen Eingreifens des Staates 
barg, soll nicht geleugnet werden. 70.000 
Menschen kamen letztlich zu dieser weitge-- 
hend friedlichen Demonstration. 

Einige Parolen aus dieser Zeit zeigen plas- 
tisch, wie unterschiedlich Forderungen 
und Ziele der Bevölkerung der DDR wa- 
ren. »Wir wollen raus« oder »Wir lieben 


die DDR - grenzenlos« lauteten die Forde- 
rungen nach Reisefrteiheit, die nicht selten 
als endgültiger Ausreisewunsch artikuliert 
wurden. »Wir bleiben hier« wurde hinge- 
gen von denen gerufen, die in der DDR et- 
was verändern wollten. Andere kritisierten 
die Wahlen: »Stell dir vor es ist Wahl und 
keiner geht hin« oder forderten »Wir wol- 
len eine andere Regierung«. Auch Umwelt- 
schützerInnen waren durch Parolen vertre- 
ten »Ökologie vor Ökonomie«. Betrachtet 
man die katastrophalen Zustände der 
verdreckten Städte, der stinkenden Flüs- 
se und der kaputten Umwelt - eine mehr 
als verständliche Forderung. Gerade Um- 
weltgruppen können als Initiatoren und 
Stütze der Proteste angesehen werden. Die 
Ablehnung des Staates und seiner Organe 
drückte sich fast immer aus: »Wir sind er- 
wachsen Vater Staat« oder »SED - das tut 
weh« waren einige der gängigen Parolen. 
»Demokratie jetzt«, »Reise-, Presse-, Mei- 
nungsfreiheit« verdeutlichen die Forde- 
rung nach bürgerlichen Freiheiten. »Stasi 
in den Tagebau« lässt sich dem gegenüber 
zwar als Ablehnung des Repressionsappa- 
rates verstehen, doch sie enthält auch die 
altbekannte Phantasie, Menschen in Ar- 
beitslager zu stecken. 


Eine deutsche Revolution 


Je mehr Menschen auf die Straße gingen, 
desto größer wurden auch die Gegensätze 
zwischen einzelnen Positionen. Vor allem 
wurde immer öfter nationalistische Parolen 
geäußert. Die Parole »Wir sind das Volk« 
wurde von einem dumpfen »Wir sind ein 
Volk« abgelöst. Während Erstere noch dem 
Impuls des Aufbegehrens folgte, indem ge- 
genüber dem Staat darauf verwiesen wurde, 


. dass die Straße die Partei als Ort der Reprä- 


sentation ablösen würde, war die spätere 
Parole nicht mehr als die Beschwörung 
der nationalen Einheit, der Gemeinschaft 
aller Deutschen. Der Zuwachs an Deutsch- 
landfahnen machte diese nationalistische 
Wende sichtbar. Sogar der Ruf »Sieg Heil« 
gehörte zum Repertoire einiger- Gruppen 
aufden Montagsdemonstrationen, während 
Sprechchöre wie »Rote aus der Demo raus« 
denjenigen galten, die den Weg der natio- 
nalen Wiedererweckung nicht mittragen 
wollten, was mitunter auch zu tätlichen 
Auseinandersetzungen führte. 

Der Wandel der Anti-DDR-Proteste in eine 
nationalistische -Systemopposition verweist 
auf das reaktionäre und völkische Element ' 
von 1989. In diesem Übergang verkehrt 
sich das staatskritische Moment der DDR- 


Opposition schnell zu einer Anrufung 40 
Jahre lang offiziell unterdrückter Autori- 


täten. Ob durch Mitgliedschaften in Na- . 


ziorganisationen aller Art oder durch die 
schwarz-rot-goldene Massenbegeisterung 
für die demokratischen Propheten blü- 
hender -Landschaften und gesamtdeut- 
scher Werte'- die Ostdeutschen drückten 
ihre Sehnsucht nach fester Orientierung, 
Führerschaft -und hierarchisch geregelten 
Verhältnissen aus. Die Hoffnung auf Staats- 
kritik, die sich mit Parolen, wie »Schluss 
mit der SED-Diktatur« noch begründen 
ließ, ging regelrecht in der Begeisterung 
für einen anderen Apparat unter. Dessen 
Repression wusste und weiß man zu schät- 
zen, wenn es nur die »Volksfremden« und 
immer noch »Andersdenkender« trifft. 


Im Wettbewerb der Ideen denkbarer Ge- 
sellschaftsmodelle markiert die Option der 
parlamentarischen Demokratie generell ei- 
nen ideologischen Rückschritt. gegenüber 
der Idee einer Assoziation, in der die freie 
Entwicklung eines jeden Individuums die 
Bedingung für die freie Entwicklung aller 
ist. Denn fortan sollte die Unterordnung 
unter die demokratische Herrschaft die Ul- 
tima Ratio menschlichen Freiheitsdrangs 
darstellen. Die vom DDR-System Gegängel- 
ten wussten sich keinen anderen Rat, als die 


Freiheit des Westens anzustreben - so das 
schlagkräftigste Argument der Verteidiger- 
Innen des demokratischen Rechtsstaates. 


Noch schwerer wiegt die ethnisierte Selbst- 
ermächtigung der Ostdeutschen, die ihre 
Ansprüche auf ein besseres Leben nur auf 
der Basis völkischer Selbstidentifikation zu 
formulieren in der Lage waren. Im natio- 
nalen Taumel der Wiedervereinigung wur- 
de auch der Weg zu den Pogromen von 

Hoyerswerda, Rostock-Lichtenhagen und 
all den Übergriffen und Hetzjagden aufMi- 
grantInnen und nicht biodeutsch ausseh- 
ende Menschen gelegt. Es schien für nicht 
Wenige selbstverständlich ein wesentlicher 


“ "Teil der Demokratie zu sein, bestimmen zu 
dürfen, wer. zur neuen deutschen Nation _ 


dazugehören darf und wer nicht. 


Eingedenk dieser Transformation der ‘3ger- 
Proteste und ihrer Folgen ließe sich, wenn 
überhaupt, dann nur von einer typisch 
»deutschen Revolution« wie 1848 oder 1918 
sprechen. Wenn Deutsche Revolutionen 
machen, setzt sich am Ende stets die reakti- 
onäre Mehrheit gegen die Minderheitdurch, 
die Befreiung und Emanzipation im Sinn 
hatte. Statt einer grundsätzlichen Umwäl- 


.zung gesellschaftlicher Verhältnisse reak- 


tivierte 1989 eine deutschnationale Bevöl- 


ia 


kerungsmehrheit mit Antikommunismus, 
völkischer Identifikation und der Unterord- 
nung unter den Staat reaktionäre Elemente 
althergebrachter deutscher Verhältnisse 
und hüllte sie in einen demokratischen 
Mantel. Entscheidend war und ist auch, 
dass ein Großteil der Protestbewegung im 
nationalen Taumel Helmut Kohl, der Bun- 
desrepublik und der D-Mark in die Arme 
fiel, während die neuen Oppositionseliten 
bei den legendären »Runden Tischen« 
- die mittlerweile zu den wichtigsten Lehr- 
stücken der Demokratie in der deutschen 
Geschichte avanciert sind — kurzerhand 
den alten DDR-Staat abmoderierten, um 
sich schnell den etablierten westdeutschen 
Staatsstrukturen unterzuordnen, indem 
sie die Wiedervereinigung vorantrieben. 
Abgesehen von dem skandalösen Ausver- 
kauf der DDR via Treuhand, der mitunter 
an diesen »Runden Tischen« auf den Weg 
gebracht wurde, ist es doch schon beinahe 
armselig, das Unternehmen »Wende« im 
Nachhinein als »ersten gelungenen anti- 
diktatorischen Aufstand« und »wesent- 
lichen Teil der demokratischen Traditions- 
linie der Bundesrepublik« zu adeln, wie es 
der »Ruf aus Leipzig« tut, ein von Promi- 
nenten aus Kultur und Politik veröffentli- 
chtes Pamphlet aus Anlass des Wende-Ge- 
denkjahrs. Er steht damit exemplarisch für 


die gesamtdeutsche Geschichtsschreibung, 
mit der Deutschland und seine Bevölke- 
rung geeinigt zu neuem Selbstbewusstsein 
finden sollen. Offenbar hängt auch nach 
vierzig Jahren BRD und weiteren zwanzig 
Jahren vereintem Deutschland die Latte, an 
der sich die Demokratiefähigkeit der Deut- 
schen bemisst, traditionell tief. 


Das kleine Glück 


Zugegeben, die BürgerInnen der DDR 
konnten erleben, dass sich politische Forde- 
rungen aufder Straße erstreiten ließen: Rei- 
sefreiheit wurde genauso wie freie Wahlen 
erkämpft, und vieles andere erschien zu- 
mindest möglich. Für viele, vor allem aus 
kirchlichen Oppositionskreisen, war das 
politische Ziel mit der Wiedervereinigung 
erreicht. Man zog sich aus der Politik zu- 
rück und versuchte sein Leben im neuen 
Land der Freiheiten und Konsummöglich- 
keiten einzurichten. Für andere bot die 
Umbruchsituation Anlass und Möglichkeit, 
tatsächlich emanzipatorische Gedanken zu 


.artikulieren. Chancen und Möglichkeiten, 


vor allem im Bezug auf Freiräume, blieben 
das Aktionsfeld einiger weniger Akteur- 
Innen und Gruppen aus künstlerischem 


und jugendsubkulturellem Umfeld. Dass 
es solche Freiräume gab, lässt sich z.B. an 
den vielen Hausbesetzungen in Ostberlin 
sehen, die meist Wohn- und Kulturprojekt 
in einem waren. Jedoch können solche 
Ausnahmen nicht über die allgemein wir- 
kungsmächtigen Entwicklungen hinweg- 
täuschen. 


Jenseits der politischen Beurteilung der 


sogenannten Wiedervereinigung und der 

“ auf sie folgenden Unzulänglichkeiten und 
Grausamkeiten muss die Überwindung des 
realsozialistischen Experiments, aus dem 
in der DDR nicht mehr wurde als ein au- 
toritäres und paternalistisches Einparteien- 
regime, das nicht das befreite Individuum, 
sondern eine lethargische Masse der Unzu- 
friedenen hervor brachte, als kleineres Übel 
betrachtet werden. 


2b: 


| Die DDR-das 
»bessere Deutschland«? 


Die Entstehung der DDR auf dem Gebiet . 


der Sowjetischen Besatzungszone (SBZ) 
war das Resultat der nationalsozialistischen 
Barbarei und des Zweiten Weltkriegs. Ob- 
wohl auch diesen Staat das Fortleben der 
TäterInnengeneration prägte, war der An- 
spruch, die Vergangenheit zu überwinden 
und den »Nazismus mit seinen Wurzeln« 
zu vernichten, weitreichender als die Entna- 
zifizierungsversuche in der BRD. Dennoch 
konnten die Widersprüche zwischen dem 
Ideal eines »besseren deutschen Staates« 
und der sozialistischen Realität in der DDR 
kaum größer:sein. Antifaschismus stand in 
den frühen Jahren der DDR für den Willen 
zur Entnazifizierung, zur Entmilitarisie- 
rung, zur Enteignung von Finanz- und In- 
dustriekapital sowie von Großgrundbesitz. 
Er stand auch für Demokratie. Das antifa- 
schistische Selbstverständnis der SED lei- 
tete sich dabei aus einer Interpretation des 
Faschismus als terroristischer Diktatur des 


nJ 


Kapitalismus ab, deren Ziel die Zerschla- 
gung der ArbeiterInnenbewegung, ihrer 
Organisationen und der Sowjetunion war: 
Dieser generalisierenden Interpretation 
des Nationalsozialismus als »reaktionärste 
Spielart des Faschismus« fiel die Ausei- 
nandersetzung mit relevanten Aspekten 
der nationalsozialistischen Vergangenheit 
zum Opfer. Antisemitismus und der Ho- 
locaust wurden nur am Rande erwähnt. 
Selbst ihre flüchtige Kenntnisnahme ver- 
lor sich in der Verherrlichung kommuni- 
stischer Widerstandskämpfer. Dies um so 
mehr, als sich die SED den Kampagnen ge- 
gen Kosmopolitismus und Zionismus im 
Block sozialistischer Staaten anschloss. 
Auch in der DDR fanden politische Säube- 
rungen gegen SozialdemokratInnen und 
KommunistInnen statt, die während des 
Nationalsozialismus in der Westemigration 
waren. Diesen wurde oftmals vorgeworfen, 
als »zionistische Agenten« tätig zu sein. 
Hier zeigte sich, dass ein Regime, das sich 
antifaschistisch-demokratisch nannte, sei- 
ne Interessen von Anfang an auch in stali- 
nistischer Manier durchzusetzen wusste. 


Der verordnete 


Antifaschismus in der DDR 


Trotzdem gelang es der SED, den Stalinis- 
mus aus der Erinnerung und aus der öf- 
fentlichen Diskussion zu verdrängen. Wa- 
rum sich der Antifaschismus, länger als 
man aus heutiger Sicht erwarten würde, als 
Scharnier zwischen der engagierten antifa- 
schistischen Intelligenz und dem Regime 
der DDR erwies, begründete die Schriftstel- 
lerin Christa Wolf 1990 für ihre Generati- 
on: »Weil wir als sehr junge Menschen, auf- 
gewachsen im Faschismus, erfüllt waren 
von Schuldgefühlen und denen dankbar 
waren, die uns da herausgeholt hatten. (...) 
Wir fühlten eine starke Hemmung, gegen 
Menschen Widerstand zu leisten, die in der 
Nazizeit im KZ gesessen hatten.« 


Das Legitimationspotenzial des Antifaschis- 
mus lag vermutlich weniger im Detail par- 
teipolitischer Programmatik, als vielmehr 
in der politisch-moralischen Integrität, die 
man den ProtagonistenInnen zuschrieb, 
die in der (frühen) DDR auch das politische 
Leben prägten. Die personelle und. struk- 


.turelle Entnazifizierung und die Idee der 


antifaschistischen Umerziehung trugen ei- 
nerseits dem Verlangen nach einer politisch 


boten anderseits eine Basis, sich als »besse- 


moralischen Erneuerung Rechnung und 
res Deutschland« darzustellen. 


Zur politischen Kultur einer un- 


politischen Gesellschaft 


In. der DDR galt anfangs der Vorbehalt, 
solange das »Volk« seine nazistischen Nei- 
gungen nicht überwunden habe, bedürfe 
es der Umerziehung. Mit der Analyse, die 
Weimarer Republik sei an der Zersplit- 
terung der politisch progressiven Kräfte 
gescheitert, wurde die Forderung nach 
Einheit und Führungsanspruch der Arbei- 
terInnenklasse und der politischen Avant- 
garde des »schaffenden Volkes« verbunden, 
die letztlich einzig die SED für sich rekla- 
mierte. Anders als in der BRD waren Ver- 
strickungen mit dem Nationalsozialismus 
in der Regel Ausschlusskriterium für eine 
politische Karriere oder eine Tätigkeit im 
Erziehungsapparat der DDR. Unstrittig ist 
auch, dass in der DDR sechsmal mehr Ver- 
urteilungen wegen nationalsozialistischer 
Kriegsverbrechen ergingen als in der BRD. 
Bedenkt man, dass zum Ende des Zwei- 
ten Weltkriegs ein Viertel aller Deutschen 
eingeschriebene NSDAP-Mitglieder waren, 


kann es aber nicht überraschen, dass auch 
hier viele ParteigenossInnen ungeschoren 
davon kamen. 


Mit den »Fehlern« der Vergangenheit, der 
Spaltung der ArbeiterInnenklasse und 
dem Versagen des Bürgertums seit dem 
19. Jahrhundert, begründeten KPD und 
SED die Notwendigkeit der Einheit der 
ArbeiterInnenklasse und der Nation. Die 
Forderung zeigt die Ambivalenz einer an- 
tifaschistischen Politik, der autoritäre und 
nationalistische Neigungen keineswegs 
fremd waren. Die DDR versprach eine kon- 
fliktfreie und materiell gerechte Gesell- 
schaft, die auf der »politisch-moralischen 
Einheit des Volkes« und einer grundsätz- 
lichen Interessengleichheit beruhen sollte. 
Die Loslösung aus der Gemeinschaft im 
Namen von Individualität, gesellschaft- 
licher Vielfalt und Konfliktfä-higkeit stand 
nicht auf dem Programm. Damit knüpfte 
die SED zumindest strukturell an die natio- 
nalsozialistische Versöhnung der Gemein- 
schaft und an Traditionsbestände einer 
apolitischen deutschen Kultur an, die dem 
staatlich organisierten Gemeinwesen unter- 
stellt, historische, kulturelle und ethnische 
Gemeinsamkeiten würden die nationale 


. und staatliche Zusammengehörigkeit kon- 


stituieren. Die Rituale des sozialistischen 


Staates, allgegenwärtig in Kindergärten, 


Pionierorganisation, im Arbeitsalltag und 
bei Massenaufmärschen, ließen zwar im 
Verlauf der SED-Herrschaft nach, ent- 
fremdeten die Mehrheit der Bevölkerung 
der DDR aber nachhaltig von einem poli- 
tischen Prozess, an dem sie sowieso nur 
formal teilnehmen konnte. Die DDR war 
ein autoritäres und repressives System. So- 
ziale Gerechtigkeit war an Anpassung und 
Zwangskollektivierung gekoppelt: Wer 
nicht arbeiten wollte, landete als »asozial« 
im Gefängnis. Und von sozialer Gleichheit 
und materiellem Wohlstand mochte ange- 
sichts der unübersehbaren Existenz von 
Privilegiengesellschaft und Mangelwirt- 
schaft niemand sprechen. 


Der Widerspruch zwischen Herrschenden 
und Beherrschten, zwischen Staat und 
Gesellschaft, zeigte sich jedoch in der er- 
sten Phase der Entstalinisierung in den 
soer Jahren, zur Zeit des Prager Frühlings 
1968 und auch bei vereinzelten späteren 
Protesten, im Vergleich zu anderen sozia- 
listischen Ländern immer eher verhalten. 
Tatsächlich war erst Erich Honeckers allzu 
klägliche »Sozialistische Wohlfahrt« — ge- 
messen an den Freiheiten und Genüssen, 
die das massenhaft konsumierte Westfern- 
sehen zur Schau stellte - für einen groß- 


en Teil der Bevölkerung ausschlaggebend, 
1989 auf die Straße zu gehen. Hier zeigte 
sich die Affinität mit einer apolitischen 
deutschen Kultur, die eine wie auch im- 
mer geartete Staatsräson solange mitträgt, 
wie diese den materiellen Zielen staatlicher 
Fürsorge glaubhaft Rechnung trägt. 

Die staatliche Erziehungsdiktatur konnte 
die Existenz einer antikommunistischen 


- Gesellschaft nicht im Ansatz verhindern. 


Und Antikapitalismus war in der DDR nicht 
mehrals eine Staatsdoktrin. Das unstillbare 
Verlangen nach Westgeld, Pornos und Ba- 
nanen, das sich während der Ereignisse 
von 1989 Bahn brach und Diskussionen 
um politische Ziele jenseits einer westlich 
geprägten Konsumgesellschaft in Abseits 
drängte, ist ein Zeugnis dafür. 


Im Namen des 


Kommunismus 


Linke RomantikerInnen, die bis heute in 
der DDR die Idee des Antifaschismus und 
die Utopie des Realsozialismus verwirklicht 
sehen wollen, müssen sich die Frage stellen 
lassen, wie sie zum staatstragenden Arbeits- 


ethos, der Ausbürgerung von KritikerInnen 
und der Unmöglichkeit künstlerischer, po- 
litischer und individueller Verwirklichung 
und Teilhabe stehen. Auch das Lob von 
Geschlechtergleichheit und Internationalis- 
mus muss angesichts derrealsozialistischen 
Realität mehr als verhalten ausfallen. Frau- 
engleichstellung und Internationalismus 


. wurden zwar propagiert, dennoch prägten 


heteronormative Geschlechterrollen und 
rassistische Realitäten, wie die Ausgren- 
zung von VertragsarbeiterInnen aus den 
»sozialistischen Bruderländern«, den DDR- 


‚Alltag. 


Die gesellschaftliche Realität in der DDR 
war also, ebenso wie die anderer sozialis- 
tischer Nachbarländer auch, weit entfernt 
von unseren Vorstellungen von der Befrei- 
ung des Individuums. Und es kann nicht 
geleugnet werden, dass diese Ideen der 
Freiheit des Menschen von Herrschaft und 
Kapitalismus, des Endes der Herrschaft des 
Menschen über den Menschen, nun einmal 
unter Namen und Programm des Kommu- 
nismus entstanden. Im Realsozialismus 
mauserten sich die Verheißungen eines 
Endes der Herrschaft des Kapitalismus je- 
doch zum sozialistischen Arbeitszwang, 
überwacht durch Betriebsleiter, Funktio- 
näre und durch die Staatssicherheit, unter 
einem Regime, das sich, letztlich nur for- 


mal im Namen der ArbeiterInnenschaft, 
die Produktionsmittel angeeignet hatte. 


- Die Erfahrungen der DDR und erst recht 


die des Stalinismus haben heute den Ef 
fekt, dass kommunistische Ideen weit- 
gehend als nicht mehr vertretbar gelten. 
Dem ließe sich entgegen halten, dass die 
stalinistischen Regimes durch Schaupro- 
zesse, beachtliche Überwachungsapparate 
und die ritualisierten Überformungen des 
Alltags den propagierten Zielen des sozia- 
listischen Humanismus und der Befreiung 
von der Herrschaft des Menschen über den 
Menschen derart entgegen standen, dass 
sich die Verantwortlichen selbst als Anti- 
kommunistInnen erwiesen. Auch wenn 
einigen die Diskrepanz zwischen dem In- 
halt des Begriffs Kommunismus und der 
realsozialistischen Wirklichkeit bewusst 
gewesen sein mag, und selbst wenn die re- 
alsozialistischen Gesellschaften abgesehen 
vom Namen der jeweiligen Einheitspartei 
noch lange keine kommunistischen wa- 
ren: Historisch betrachtet ist es nicht mehr 
möglich, sich uneingeschränkt positiv auf 
den Begriff des Kommunismus zu bezie- 
hen. Wenn linke Gruppen heute dennoch 
auf diesem Begriff beharren, meint dies im 
besten Fall nicht mehr als die Negation des 
Bestehenden und passiert zumeist, ohne 
sich zu seiner historischen Praxis ins Ver- 


ER 


hältnis zu setzen. Diejenigen, die Kommu- 
nismus als gesellschaftliche Utopie verste- 
hen, kommen deshalb heute nicht umhin, 
eine Perspektive jenseits der historischen 
Erscheinungen des Kommunismus denken 
zu müssen. 


Das Deutschlandwunder 
- zur Geschichte der BRD 


Während die DDR für antifaschistischen 
und sozialistischen Neuanfang stand, fand 
der Erfolg der frühen Bundesrepublik mit 
der apologetischen Rede von »Stunde Null« 
und »deutschem Wirtschaftswunder« Ein- 
gang in die Geschichtsschreibung. Sie setzt 
sich aus Narrativen von Entbehrungen, 
Selbstverantwortung und den Erfahrungen 
mit der neuen »wirtschaftlichen Freiheit« 
im neuen westlichen Staat zusammen. Da- 
nach hätten sich die Deutschen über Nacht 


‘ an den eigenen Haaren aus dem Dreck 


- der Kriegesschmach, Zerstörung und Not 
- gezogen. Die nationalsozialistische Volks- 
gemeinschaft. sei zurückgewiesen, beim 
Wiederaufbau wurde hart angepackt und 
verdientermaßen zu den neuen Konsum- 
gütern gegriffen worden. 

Und tatsächlich musste’ die fürsorgever- 
wöhnte Volksgemeinschaft nach der Nie- 
derlage 1945 bei Null anfangen. Sie hatte 
nichts mehr, woran sie sich noch hätte 
klammern können - keinen Führer, keine 
Partei und keinen totalen Krieg. Der Mythos _ 
von der »Stunde Null« propagiert jedoch 
etwas ganz anderes: Die gängige Erzäh- 
lung verbindet das notorische Lob aufkom- 
mender formeller Demokratievorstellungen 
in der Nachkriegszeit mit der Proklamation 
eines spontanen Endes völkischer und na- 
tionalsozialistischer :Ideologie in der bun- 
desdeutschen Nachkriegsgesellschaft - ein 
plötzlicher Wandel hin zur freiheitlichen 
Demokratie, der freilich so gar nicht den 
gesellschaftlichen. Realitäten entsprach. 
Die Kontinuitäten waren eigentlich kaum 
zu übersehen: ‚sowohl aufgrund der Reha- 
bilitierung von NationalsozialistInnen als 
auch wegen des Fortlebens ideologischer 
Fragmente des Nationalsozialismus: An- 
tisemitismus, völkischer Rassismus und 
autoritäre Ordnungsvorstellungen prägten 


das politische und alltägliche und Handeln 
weiter. Hiervon zeugte einerseits das weit- 
verbreitete Desinteresse der Bevölkerung 
gegenüber den Versuchen der westlichen 
Alliierten, eine demokratische Neuord- 
nung zu etablieren. Gleichzeitig blieb bei 


. der Mehrheit der Deutschen ein Unrechts- 


bewusstsein angesichts von Kriegsschuld 


“und der systematischen Ermordung von 


Menschen völlig aus. Die Deutschen, die 
sich im Weltmaßstab bis zur militärischen 
Niederlage des Nationalsozialismus als 
»Herrenrasse« imaginiert hatten, stilisier- 
ten sich von da an zum Opfer von national- 
sozialistischer Verführung und alliierten 
Kriegshandlungen. : 


Westbindung ° 


Die aufkommende Blockkonfrontation mar- 
kierte das vorzeitige Ende der Entnazifizie- 


‚ rung und der von alliierter Seite forcierten 


Auseinandersetzung mit der nationalsozia- 
listischen Vergangenheit. Beschweigen, Ver- 


drängen und die Abwehr individueller Ver- . 


strickungen und Verantwortung prägten 
die Folgezeit. Die Alliierten entschlossen 
sich zu einer Neuausrichtung ihrer Ree- 
ducation-Programme, in deren Zentrum 


nicht mehr die Auseinandersetzung mit der 
deutschen Schuld und Entnazifizierung, 
sondern die Amerikanisierung des Alltags 
stand. Das Modell der Konsumgesellschaft 
sollte einen Anreiz zum Engagement für 
die Zukunft eines westlichen souveränen 
deutschen Staates bieten, der im Bündnis 
mit den USA und Westeuropa gegen die So- 
wjetunion steht. 


Beispielhaft für die Revision von Entnazifi- 
zierungsmaßnahmen sind dieerfolgreichen 
fraktionsübergreifenden Bemühungen des 
ersten Bundestages 1949, die Wiederbe- 
tätigung von Mitgliedern der nationalsozi- 


-alistischen Elite zu erleichtern. Hingegen 


spricht man heute lieber von einer vorbild- 
lichen, ja modellhaften Aufarbeitung deut- 
scher Schuld und Verbrechen. Dabei war 
es nur eine Handvoll engagierter Mitarbei- 
terInnen, die bei der »Zentralen Stelle der 
Landesjustizverwaltungen zur Aufklärung 
nationalsozialistischer Verbrechen« in Lud- 
wigsburg gegen die TäterInnen ermittelten 
und ihr Material den Staatsanwaltschaften 
zur weiteren Strafverfolgung: übergaben. 
Dafür mussten sie mit Anfeindungen und 
tätlichen Übergriffen leben. Auch von staat- 
licher Seite unterlagen die Ermittlungen er- 
heblichen Einschränkungen. Sie widmeten 
sich nur »NS-Verbrechen« und, anders als 


BT an 


in der DDR, ausdrücklich nicht der Aufklä- 
rung von Kriegsverbrechen. Damit wurden 
aufdem Verwaltungsweg zwei verschiedene 
Verbrechenstatbestände festgelegt, die im 
Strafgesetzbuch gar nicht un-terschieden 
wurden. Dennoch markierten der Beginn 
der Arbeit der Ludwigsburger »Zentralen 
Stelle« 1958 und die Auschwitzprozesse in 
Frankfurt in den 1960er Jahren die ersten 
öffentlichen Versuche, den Massenmord 
an den europäischen Jüdinnen und Juden 
zu thematisieren. Eine Reihe parlamenta- 
rischer Gesetzgebungen und administra- 
tiver Entscheidungen sollten dazu dienen, 
aus Schuld Schulden zu machen. Jenseits 
ethischer Erwägungen standen die materi- 
elle »Wiedergutmachung« als Ticket für die 
Integration in die westliche Staatengemein- 
schaft und die Ängste vor dem vermeint- 
lichen Ruin der Bundesrepublik durch 
die Forderungen im Zentrum der ersten 
Entschädigungsdebatten. Selbst die Zusa- 
ge des deutschen Bundeskanzlers Konrad 
Adenauer, über Wiedergutmachung und 
Entschädigungszahlungen zu verhandeln, 
um »den Weg zur seelischen Bereinigung 
unendlichen Leidens.zu erreichen«, stieß 
1951 in seinem Kabinett auf Widerstand. 


Erst die 68er-Bewegung skandalisierte die 
Ignoranz und das Schweigen der Täter- 


Innengeneration zu den Verbrechen des 
Nationalsozialismus und stellte damit die 
apolitische Einheit der Deutschen in Frage. 
Versatzstücke nationalsozialistischer Ideo- 
logie fanden sich auch in deren politischen 
Analysen und Praktiken. So war ihr Antim- 
perialismus, der die Welt in Gut und Böse, 
Unten und Oben, Völker und Kapitalisten 
einteilte, von antisemitischen, antiameri- 
kanischen und nationalistischen Motiven 


geprägt. 


Soziale Marktwirtschaft folgt 


Volksgemeinschaft 


Das. politisch-kulturelle Klima im Nach- 
kriegsdeutschland blieb zunächst von an- 
tiwestlichen Einstellungen und der Ab- 
lehnung liberal-kapitalistischer Modelle 
geprägt. 

Mit der Implementierung ‚einer »sozialen 
Marktwirtschaft« wurde ein weiteres Merk- 
mal deutscher politischer Kultur konser- 
viert: der Korporatismus. Der Widerspruch 
zwischen Kapital und Arbeit, zwischen Be- 
sitzenden und Produzierenden wurde in 
den Großbetrieben durch betriebliche Mit- 
bestimmung und durch die Beteiligung von 


Gewerkschaften und Angestellten an Auf- 
sichtsräten usw. eingefroren - im Interesse 
der Nation. Das nationale gemeinschaft- 
liche Interesse blieb damit auch nach 1945 
Grundgedanke der Sozialpartnerschaft. 
Deshalb gibt es in der Geschichte der BRD 
keinen Generalstreik, und kaum politische 
oder. wilde Streiks. Verstärkt durch die Ex- 
pansion der staatlichen Sozialpolitik formu: 
liert sich nahezu jeder gesellschaftliche Pro- 
test als Appell an den Staat'oder das Kapital 
- und nicht in Gegensatz zu diesen. Hohe 
Staatsbeteiligungen in Schlüsselindustrien 
und Infrastruktur zementierten zudem das 
deutsche Modell eines Staates, der nicht als 
formaler Sachwalter des Kapitals bzw. des 


. Standorts gilt, sondern als bestimmender 


Akteur im ökonomischen und politischen 
Prozess. Das ist an sich noch kein typisch 
deutsches Phänomen. Jedoch hatten jene 


: Merkmale zuvor ihren Ausdruck in einer 


verhärteten Form des Korporatismus, der 
Volksgemeinschaft, gefunden, in der der 
Klassenkampf für ebenso schädlich erach- 
tet wurde wie »Volksfremde«. So rettete sich 
mit dem Korporatismus eine grundlegende 
Idee der Volksgemeinschaft hinüber in die 
bundesdeutsche Nachkriegsgesellschaft. 
Das Bild des verantwortungsvollen Unter- 
nehmers, dem das Wohl seiner Belegschaft 


und des regionalen bzw. nationalen Stand- 


ortes mehr am Herzen liegt, als dem.egois- 
tischen Profiteur des entfesselten und nicht 
zu fassenden Kapitalismus amerikanischer 


Provinienz, ist Teil dieser Weltsicht. 


Diese Aspekte sind nicht allein für die Kon- 
tinuität deutscher Ideologie entscheidend, . 
sondern ebenso für die »Demokratisie- 
rung« der deutschen Bevölkerung. Demo- 
kratie blieb in Deutschland eine formale, 
inhaltlich kaum gefüllte Hülle. Denn mit 
dieser Form der Sozialpartnerschaft wurde 
das Modell einer Gesellschaft zurückgewie- 
sen, die sich in der Auseinandersetzung 
zwischen verschiedenen politischen, ökono- ° 
mischen und gesellschaftlichen Interessen 
entwickelt und erneut einer Gemeinschaft . 
aus Staat, Volk und Kapital der Vorzug gege- 
ben. Damit in Verbindung steht auch eine 
spezifisch deutsche Form des Etatismus, 
der den Staat als Kontroll-, Regulations- 
und 'Appellationsinstanz des Politischen 
und Ökonomischen begreift. Der Staat war 
in Deutschland schon immer mehr als der 
ideelle Gesamtkapitalist und sollte das auch 
nach 1945 bleiben. 


u 


Total liberal - 


das große Comeback der 
Totalitarismustheorie 


Mit den historischen Umbrüchen 1989/90 
erhob sich auch ein längst tot geglaubter al- 
ter Bekannter aus dem Staub der Geschich- 
te: der Totalitarismusansatz. Gemeint sind 
damit nicht die nachvollziehbaren Ver- 
suche, Faschismus, Nationalsozialismus 
und Stalinismus als verwandte Phänomene 
zu begreifen, wie sie zum Beispiel von Han- 


nah Arendt oder Max Horkheimer unter- : 


nommen wurden. Diese standen unter dem 
Eindruck von Massenbewegungen, Schau- 
prozessen und Lagersystemen, von Staaten, 
die den totalen Zugriff auf die Gesellschaft 
anstrebten, und formulierten ihre Theo- 
rien oft genug auch vor dem Hintergrund 


eigener Verfolgungserfahrungen und aus _ 


dem Exil heraus. Diese Analyseversuche 
hatten im historischen Kontext ihre Berech- 
tigung, auch wenn sich die Gleichsetzung 
unter dem Begriff »totalitär« schnell als un- 


tauglich erwies. 


Was als Totalitarismus-Ansatz nach 1990 
seine Renaissance erlebte, hat mit diesen 
Ansätzen jedoch herzlich wenig zu tun. 
Die heute dominante Interpretation hat 


ihre Wurzeln in der Hochphase des Kal- 


ten Krieges zu Beginn der 5oer Jahre und 
ist inhaltlich untrennbar mit der Extremis- 
musformel verflochten. Als totalitär gelten 
ihr diejenigen Bewegungen, die sich histo- 
risch als Regime etablieren konnten, wäh- 
rend als »extremistisch« jene bezeichnet 
werden, die innerhalb demokratischer Ge- 
sellschaften diesen »totalitären« Zustand 
mit ihrer Politik herbeiführen wollen. Der 
bundesdeutsche Verfassungsschutz und’ 
einige rechtskonservative Theoretiker eta- 
blierten die Extremismusformel als neu- 
en Begriff für dieselbe Logik: Eine — nicht 
näher beschriebene - demokratische Mitte 
werde von den politischen Rändern links 
wie rechts gleichermaßen angegriffen und 
müsse sich gegen diese verteidigen. Heute 
lässt sich eine gewisse Arbeitsteilung zwi- 
schen den beiden Begriffen beobachten. 
Die Extremismusformel hat sich meist um 
gegenwärtige politische AkteurInnen im 
Inneren zu kümmern, während der Tota- 
litarismusansatz für die historischen oder 
außenpolitischen Fälle zuständig ist. 

Als Instrument des Kalten Krieges und an- 


getrieben vom Impuls des Antikommunis- 
mus lieferte der Totalitarismusansatz eine 
hervorragende Grundlage für den »antito- 


talitären Konsens«, der die Politik in’der \ 


Bundesrepublik über Jahrzehnte beherrsch- 
te. Nicht nur die Sowjetunion und ihr Ost- 
block, sondern auch:jede soziale oder poli- 
tische Bewegung innerhalb der westlichen 
Staaten, die sich gegen den kapitalistisch- 

liberalen status quo wendete, konnten so 
verteufelt und politisch ausgegrenzt wer- 


den. 


Die drei Seiten einer 


Medaille 


Dass die Totalitarismustheorie nach Jah- 
ren in der Versenkung eine Renaissance 
erfahren hat, hat wie bei jeder Vergangen- 
heitsdeutung und Gegenwartserklärung 
vor allem damit zu tun, welche Funktionen 
sie erfüllen kann. Und wie in den ;5oer 
Jahren funktioniert sie auch heute wieder 
ganz ausgezeichnet im Auftrag der Dreifal- 
tigkeit: Relativierung des Nationalsozialis- 
mus — Antikommunismus — Legitimation 
der bestehenden, liberal-kapitalistischen 


Ordnung. 


Zur Relativierung des Nationalsozialismus: 


“Die heute maßgeblichen Vertreter des To- 


talitarismusansatzes im politischen Dis- 
kurs in Deutschland sind vor allem um eine 
Gleichsetzung von DDR und Nationalsozia- 
lismus bemüht. Schon das Gerede von den 
»beiden deutschen Diktaturen« relativiert 
die nationalsozialistische Massenvernich- 
tung, weil es das Aufhäufen von Leichen- 
bergen mit dem von Aktenbergen in eins 
setzt. Im Übrigen scheiterten die Totalita- 
rismusansätze auch daran, Auschwitz er- 
klären zu können. In den meisten Fällen lag 
das schlicht daran, dass sie sich weigerten, 
Antisemitismus und Holocaust überhaupt 
in den Blick der Untersuchung zu neh- 
men. Doch auch die, wie Hannah Arendt, 
das versuchten, konnten keine tragfähige 
argumentative Verbindung zwischen dem 
eliminatorischen Antisemitismus und der 
Kategorie des »Totalitären« herstellen, die 
auch den Stalinismus umfassen würde. 
»Rassenkampf« ist eben nicht dasselbe wie 
»Klassenkampf«. Die vielen Diktaturen und 
Regime des 20. Jahrhunderts jedenfalls las- 
sen sich nicht beschreiben und erklären, 
wenn man ihre Unterschiede mit einem 
gleichsetzenden Begriff wie »totalitär« vom 
Tisch wischt. 

Als eine immer wieder auftauchende 
Schwäche aller Totalitarismusansätze gilt 


zudem, dass es nie gelang, eine belast- 
bare Definition von »totalitär« zu liefern, 
die wirklich die Eigenschaften einer be- 
stimmten Gruppe von Bewegungen oder 
Regimes beschreiben konnte. , Entweder 
stellte sich heraus, dass als zentral geltende 
Merkmale nicht einmal mehr für die klassi- 
schen Beispielfälle galten - so unterlag die 
Wirtschaft im Nationalsozialismus nicht 
der zentralen staatlichen Steuerung. Oder 
die postulierten Eigenschaften ließen sich 
auch an üblicherweise nicht als »totalitär« 
geltenden Gesellschaften nachweisen, was 
dazu führte, dass nicht nur jegliche sozia- 
listischen Denkmodelle als »totalitär« ein- 
gestuft wurden, sondern sogar sozialdemo- 
kratisch geführte Staaten wie Schweden als 
»Wohlfahrtsdiktatur« unter Totalitarismus- 
verdacht gerieten. 


Hinter solchen Gleichsetzungsversuchen 
scheint bereits die zweite Funktion des 
Totalitarismusansatzes auf: antikommu- 
nistische Propaganda. Dem Antikommu- 
nismus dient der Verweis auf die realso- 
zialistischen Regimes heute dazu, alle 
alternativen Gesellschaftsmodelle, die die 
Befreiung des Individuums von Herrschaft 
und Kapitalismus zum Gegenstand haben, 
als historisch gescheitert zu verwerfen. In 
Deutschland wurden sie spätestens I990 


unter den wiederentdeckten 5oer Jahre- 
Wahlslogans »Keine Experimente« und 
»Freiheit statt Sozialismus« verschüttet. 


Damit ist gleichzeitig die letzte Funktion 
der totalitarismustheoretischen - Dreifaltig- 
keit. angesprochenen: die bestehende libe- 
ral-kapitalistische Ordnung zu legitimieren. 
Wenn Nationalsozialismus und sogenann- 
ter Kommunismus im selben Bausch und 
Bogen verworfen werden, geschieht das im- 
mer unter Verweis auf das eigentlich Gute, 


. dass »das Ende der Geschichte« überlebt 


habe: die nationalstaatlich verfasste, bürger- 
lich-kapitalistische Gesellschaft, bevorzugt 
in Form der repräsentativen Parteiendemo- 
kratie. Sie wird als die einzige Alternative 
zu den gewalttätigen, »totalitären« Regi- 
men gepriesen, obwohl fast alle Diktaturen, 
die bisher als »totalitär« galten, ihre Wur- 
zeln in den gesellschaftlichen Umbrüchen 
hatten, die die Moderne durch Rationali- 
sierung, die aufkommende Massengesell-' 
schaft und die potentielle Reduzierung der 
Menschen auf ihre Arbeitskraft mit sich 
brachte. Innerhalb der Totalitarismustheo- 
rie wandte sich nur Hannah Arendt gegen 
diese Apologie des Bestehenden, indem sie 
versuchte, den Ursachen der als »totalitär« 
verstandenen Phänomene nachzugehen. 
Weil sie diese Ursachen in der liberal-kapi- 


talistischen westlichen Welt fand, hielt sie 
deren Rezepte — Liberalismus ebenso wie 
Konservatismus - für ungeeignet gegen 
»totalitäre« Tendenzen. Dagegen bedürfe es 
vielmehr einer ganz neuen politische Phi- 
losophie und neuer politischer Handlungs- 
ansätze. 


- Freiheit des Marktes und 


repräsentative Demokratie 


Wer den kapitalistischen Liberalismus als 
einzige Alternative zu Terror und Gewalt- 
herrschaft erscheinen lassen will, muss 
gleichsam die Deutungshoheit über die Be- 
griffe Freiheit und Demokratie erlangen. 
Im dominanten Diskurs zum Jahrestag von 
’'89 sind beide Begriffe feste Bestandteile. 
So inflationär ihre Verwendung, so unbe- 
stimmt ist ihr Inhalt. Als pure Floskeln 
dienen sie der Begründung des Status quo 
und der selbstvergewissernden Abgren- 
zung gegenüber gesellschaftskritischen 
Positionen. Was Freiheit und Demokratie 
letztlich meinen, bleibt im Alltag des partei- 
politischen, zivilgesellschaftlichen und me- 
dialen Mainstreams diffus. Doch selbst die 
Versuche, Freiheit und Demokratie positiv 


zu bestimmen, sind innerhalb der beste-, 


henden. Gesellschaftsordnung immer un- 
zureichend. Zunächst ist auch Demokratie 
eine Herrschaftsform. Partizipation heißt 
für den Großteil der Bevölkerung nicht 
mehr, als politische Parteien bzw. Eliten 
zu wählen. Von diesem Wahlrecht machen 
zudem nur geringe Teile der Gesamtbe- 
völkerung Gebrauch, während all jene, die 
keinen deutschen Pass besitzen, weitestge- 
hend vom passiven und aktiven Wahlrecht 
ausgeschlossen sind. 


Doch auch unabhängig davon muss die 
formale rechtsstaatlich garantierte Freiheit 
und Gleichheit unvollkommen bleiben, weil 
nicht alle Menschen über die gleichen fak- 
tischen Voraussetzungen verfügen, an der 
Gesellschaft teilzunehmen. Die Garantie 
des Privateigentums und die unterschied- 
liche Stellung der Individuen vor dem Markt 
- zum Beispiel mangels Arbeitserlaubnis 
- sowie auf dem Markt - zum Beispiel man- 
gels Bedarf an Arbeitskräften — schreiben 
die gesellschaftliche Ungleichbehandlung 
fest und fort. Freiheit kann im Kapitalismus 
immer nur meinen, sich durch den Zwang 
zur Lohnarbeit und gegen das Versprechen 
zu konsumieren in die Gesellschaft zu inte- 
grieren. Wenn Freiheit so wie im gegenwär- 
tigen Diskurs um ’89 stets:mit der Freiheit 
des Marktes assoziiert wird, ist sie vor allem 


ein ideologisches Instrument zur Verteidi- 
gung der privilegierten Position derjenigen, 
die bereits über wirtschaftliche Ressourcen 
verfügen. Die 1989 geforderte Freiheit, zu 
reisen wohin, zu wählen, wen, und zu shop- 
pen, was das Herz begehrt, ist auch heute 
für viele Menschen nur formal möglich. 
Ohne deutsche bzw. europäische Staatsbür- 
gerschaft und den erfolgreichen Verkauf 
der eigenen Arbeitskraft läuft einfach nicht 
viel. Und selbst das reicht oft nicht aus. 


Die Meinungsfreiheit 


die wir meinen 


Doch selbst die liberale Definition von De- 
mokratie und Freiheit, die von materieller 
und gesellschaftlicher Gleichheit nicht re- 
den will, wird in der Realität noch begrenzt. 
Im Namen von Freiheit und Demokratie 
werden eben diese beiden regelmäßig durch 
den Staat eingeschränkt. Die aggressivsten 
Angriffe auf die Verfassung kommen in 
Deutschland nicht von irgendwelchen »ex- 
tremistischen« Gruppen, sondern aus den 
Innenministerien - zur Abwehr angeb- 
licher Gefahren für die imaginäre »Sicher- 
heit«. Aus emanzipatorischer Sicht müssen 
die bürgerlichen Freiheitsrechte vor solch 


autoritären Zugriffen verteidigt werden. 
Trotzdem ist das immer nur die halbe Frei- 
heit, weil die Menschen noch immer nicht 
vom Zugriff der kapitalistischen Verwer- 
tung befreit sind. 


In’ der »freiheitlichen« Demokratie des 
heutigen Deutschlands ist eigentlich alles 
sagbar, auch marxistische Gesellschafts- 
kritik. Aber eben nur eigentlich. Eine Aus- 
nahme markieren die Tabus bezüglich of- 
fen nationalsozialistischer Positionen, wie 
das der Leugnung des Holocaust. Linke 
KritikerInnen der kapitalistischen Wirt- 
schaftsform dagegen werden für ihre defäti- 
stischen Äußerungen zwar nicht gleich ins 
Gefängnis gesteckt. Allerdings geraten sie 
- als »ExtremistInnen« - in ein politisches 
oder berufliches Abseits gesellschaftlicher 
Wirkungsmacht, aus dem sie nur schwer 
wieder herauskommen. Der zugestandene 


“ Meinungspluralismus endet da, wo zen- 


trale Prinzipien bürgerlich-kapitalistischer 
Staatlichkeit, wie Privateigentum, Markt, 
Verwertungslogik oder das staatliche Ge- 
waltmonopol in Frage gestellt werden. 
Demokrätie wird dabei mit der Freiheit 
des Marktes gleichgesetzt, gestritten wird 
maximal um den Umfang staatlicher Ein- 
griffe. Die Grenze des Sagbaren ist stets in 
Bewegung und abhängig von politischer 


Konjunktur, Region und Berufsfeld. In 
den 1970ern verlegte der Suhrkamp -Verlag 
noch Positionen, für die heute kein Lehr- 
stuhl mehr zu bekommen ist. Und ein frei- 


beruflicher Berliner Ingenieur kann sich 


andere Äußerungen erlauben als ein Lehrer 
im Staatsdienst Baden-Württembergs. Doch 
die Fülle an Positivbeispielen des Erlaubten 
kann nie die massive Drohung aufwiegen, 
die.in den negativen Fällen mitschwingt. 
Die Narrenfreiheit eines Dietmar Dath lässt 
sich nicht gegen die Einknastung des Stadt- 
soziologen Andre Holm aufrechnen: Er 
wurde als Terroristin Haft genommen, weil 
ihm vorgeworfen wurde, dass eine militan- 
te Splittergruppe in ihren Bekennerschrei- 
ben ein paar ähnliche Vokabeln wie er in 
seinen Veröffentlichungen verwendet hatte. 
Gerade wegen ihrer Willkür reichen selbst 


wenige solcher Fälle, um die Drohung ge- 


gen radikal gemeinte oder als extrem defi- 
nierte Gesellschaftskritik aufrecht zu erhal- 
ten. So bleibt stets unklar, wo die Grenze 
‚des Sagbaren verläuft. Freiheit und Demo- 
kratie bleiben selbst in ihrer bürgerlichen 
Form unzuverlässig. Sicher bleibt nur, dass 
.der. Staat zuschlagen wird, wenn die Kritik 
mit dem Anspruch auf: gesellschaftliche 
Wirkungsmacht verbunden wird. 


Es scheint also gerade die Ideologie des ka- 


pitalistischen Liberalismus zu sein, die sich 
beinahe »totaler« Geltungsmacht erfreuen 
kann. Dass alle Dinge ihren Geldwert ha- 
ben und getauscht werden können, dass 
alle, die arbeiten können, arbeiten wollen 
müssen, um leben zu dürfen, dass es ein- 
fach keine funktionierende Alternative zur 
kapitalistischen Wirtschaftsform und zum 
bürgerlichen Nationalstaat mehr gibt, ist 
die unhinterfragbare Doktrin. Wenn trotz- 
dem Kritik an einzelnen Komponenten des 
Kapitalismus, etwa seinem Finanzsektor, 
ungestraft laut werden darf, hat das damit 
zu tun, dass diese Kritik die materiellen 


“ und ideologischen Grundlagen des Nele 


lismus nicht angreift. 


Der Totalitarismusansatz ist in die Legiti- 
mation des gesellschaftlichen Ist-Zustands 
unauflöslich eingewoben. Wer. sich heute 
noch positiv aufihn beruft, kauft sich des- 
halb stets die Trias aus Relativierung des 
Nationalsozialismus, . Antikommunismus 
und Legitimation der bürgerlich-kapita- 
listischen Gesellschaftsordnung mit ein. 
Das gilt besonders angesichts des erneut 
zunehmenden Einflusses der Totalitaris- 


“mustheorie und deren politischer Instru- 


mentalisierung gegen jede grundlegende 
Gesellschaftskritik — vor allem in Form 
ihrer Wiedergängerin, der Extremismus- 


formel. Der Begriff »totalitär« und über 
ihn auch die Bezeichnung »extremistisch« 
projiziert die negativsten Phänomene der 
Geschichte der letzten 100 Jahre auf alle 
Versuche, die gegenwärtige liberal-kapitali- 
stische Gesellschaft in Frage zu stellen. Re- 
levant ist die ideologische Behauptung: »To- 
talitarismus oder Liberalismus« deshalb, 
weil sie jede Perspektive jenseits bürger- 
lich-kapitalistischer Nationalstaatlichkeit 
blockiert. In einer solchen Gesellschaft, die 
sich als der »antitotalitäre« Endpunkt der 
Geschichte versteht, braucht es dazu nicht 
einmal mehr äußerlichen Zwang — die mei- 
sten Menschen suspendieren ihr kritisches 
Denken in Selbstzurichtung. 


> 
Zurück aus 
der Zukunft 


Zivilgesellschaft vs. Volks- 


gemeinschaft im 


postnazistischen Deutschland 


Als sich vor 20 Jahren BRD und DDR zu- 
sammen schlossen und damit die aus dem 
2. Weltkrieg hervorgegangene geopolitische 
Schwächung Deutschlands faktisch aufge- 
hoben wurde, entflammten nicht nur bei 
Linksradikalen und in liberalen Kreisen, 
sondern auch im Ausland Diskussionen 
über die mögliche Gefahr eines »Vierten 
deutschen Reichs«. Heute stehen solche 
Ängste nicht mehr zur Diskussion. Die 
Zähmung Deutschlands scheint so grundle- 
gend vollzogen und glaubhaft zu sein, dass 
sich auch linksradikale Gruppen zuneh- 
mend erlauben, ihre Kritik an Deutschland 
auf die Grausamkeiten des kapitalistischen 


Normalbetriebs und die Fallstricke der bür- 
gerlichen Gesellschaft zu beschränken. 
Angesichts zahlreicher brutaler Übergriffe 
auf MigrantInnen und Obdachlose in den 
Jahren nach 1989 war eine derartige linke 
Perspektive damals quasi undenkbar. Zu 
dieser Zeit wurde die Frage nach der ge- 
meinsamen deutschen Identität von einem 
großen Teil der Bevölkerung mit einem Ap- 
pell an die »deutsche Blutsverwandtschaft« 
völkisch beantwortet. Im Selbstfindungs- 
rausch der neuen deutschen Nation traten 
das Denken (und Handeln) in nationalso- 
zialistischen Kategorien, welche sowohl 
in der BRD als auch in der DDR überlebt 
hatten, verstärkt an die Oberfläche. Die 
Volksparteien entsprachen solchen Vorstel- 
lungen z.B. durch eine populistische »das 
Boot ist voll« Rhetorik. Nie zuvor kam eine 
bundesrepublikanische Regierung volksge- 
meinschaftlichen Vorstellungen weiter ent- 
gegen, als in der praktischen Abschaffung 
des Asylrechts 1993. 


Erst mit dem Jahr 1998, als eine CDU-Re- 
gierung mit einem zum Teil völkischen 
Selbstverständnis von ehemaligen Vor- 
kämpferInnen der 68er Bewegung abgelöst 
wurde, zeichnete sich ein deutlicher Wan- 
del bundesdeutscher Realitäten ab. Mit Rot- 
Grün kam eine unverdächtige Generation 


der Nachgeborenen an die Macht, die die 
Schuld Deutschlands am Nationalsozialis- 
mus in aller Deutlichkeit eingestand. Dem- 
gegenüber waren in der Vergangenheit die 
Bestrebungen, endlich wieder eine »nor- 
male Nation« zu werden, in der Regel von 
Verleugnung und Abwehr geprägt gewe- 
sen. Diese Strategie hatte 1986 an promi- 
nenter Stelle Ernst Nolte vorgeführt, indem 
er den Nationalsozialismus als Antwort auf 
die bolschewistische Vernichtungsdrohung 
zu historisieren versuchte und damit den 
Historikerstreit auslöste. Während Martin 
Walser noch 1998 die ständige Vorhaltung 
der Vergangenheit, die»Moralkeule« Ausch- 
witz, beklagte, hatte Rot-Grün zumindest 
eine Lehre gezogen, die Jürgen Habermas 
bereits im Historikerstreit formulierte, als 
er sich gegen rechtskonservative Relativie- 
rungsversuche wandte: Wer den Deutschen 
die Schamröte über Auschwitz austreiben 
wolle, wer sie »zu einer konventionellen - 
Form ihrer nationalen Identität zurückru- 
fen will, zerstört die einzig verlässliche Ba- 
sis unserer Bindung an den Westen«. 


Seitdem ist die Auseinandersetzung mit 
dem Nationalsozialismus in der öffent- 
lichen und politischen Auseinandersetzung 
fest verankert. Was lange als unbequeme, 
aber wohl oder übel notwendige »Bewäl- 


tigung« der Vergangenheit galt, um als - 


Nation wieder »zu sich« zu finden, ist seit 
der rot-grünen Regierung Aushängeschild 
selbstbewusst artikulierter Normalität ge- 
worden. Man rühmt sich nicht seiner ein- 
zigartigen Vergangenheit, aber ihrer einzig- 
artigen und vorbildlichen »Aufarbeitung«. 
Doch forderte Habermas noch die Anerken- 
nung der Singularität der nationalsozialis- 
tischen Verbrechen, ist Auschwitz - nicht 
zuletzt durch Joschka Fischers »Nicht trotz, 
sondern wegen Auschwitz« anlässlich der 
Rechtfertigung, des Bundeswehreinsatzes 
in Jugoslawien — unter Rot-Grün als Chiffre 
für die Universalisierung von Leid, Verbre- 
chen und Vernichtung für deutsche Außen- 
politik in Dienst genommen worden. Diese 
Form der Gleichmacherei weisen auch die 
öffentlichen Debatten um den »Bomben- 
krieg« der Alliierten oder die »Vertreibung« 
der Deutschen auf. 


Bei der Analyse der bestimmenden Form 
gesellschaftlicher Mobilisierung und Iden- 
tität herrscht innerhalb der Linken Unei- 
nigkeit. Während die Einen seit Rot-Grün 
von der Dominanz eines zivilgesellschaft- 
lichen Diskurses ausgehen, beschreiben 
Andere die postnazistischen Realitäten in 
Deutschland mit dem Terminus der »Volks- 
gemeinschaft«. Die Verwendung dieses 


Begriffs erscheint uns aber erst dann adä- 
quat, wenn die Volksgemeinschaft tatsäch- 
lich politisch etabliert ist. Solch eine ho- 
mogenisierte Gemeinschaft in Form einer 
Bluts- und Schicksalsgemeinschaft kann , 
erst über das Auslöschen (vermeintlicher) 
gesellschaftlicher Widersprüche hergestellt 
werden. Ohne völkische Tendenzen inner- 
halb der deutschen Gesellschaft oder die 


"bedrohliche Realität in manchen Landstri- 


chen negieren zu wollen, konstatieren wir, 
dass es den Nazis an regierungspolitischer 
Macht fehlt, um eine Volksgemeinschaft in 
staatlicher Form zu realisieren. Dennoch 
sind die partiellen Kontinuitäten des Natio- 
nalsozialismus — wenn auch unter anderen 
gesellschaftlichen Vorzeichen — für eine 
Analyse bundesdeutscher Realitäten weiter- 
hin elementar. Neben dem Fortdauern von 
Ideologiefragmenten sehen wir heutzutage 
gerade den Umgang mit der deutschen Ge- 
schichte als spezifisches Moment national- 
staatlicher Legitimation. 


Zivilgesellschaft 


von oben 


Zivilgesellschaft als Form gesellschaftlicher 
Mobilisierung steht charakteristisch für ein 


modernisiertes Staatsverständnis, in dem 
sich der Staat zusehends aus den (sozial- 
politischen) Belangen seiner BürgerInnen 
zurück zieht und in Teilbereichen eine:li- 
beralisiertere Gesetzgebung durchsetzt. 
Die rot-grüne Regierung hatte durch ihre 


“ zivilgesellschaftliche Orientierung nicht. 


nur mehr Demokratie versprochen, sondern 
auch mehr bürgerliches Engagement ange- 
trieben und gefordert. Die Legalisierung 
gleichgeschlechtlicher Eheschließungen 
und auch eine modernere Familienpolitik 
stehen heute für ein pluralistisches Inte- 
grationsversprechen. Als Gegenleistung 
für die graduelle Möglichkeit an Autono- 
mie und Vertretung partikularer Interessen 
wird jenseits einer umfassenden staatlichen 
Fürsorge durch soziale Sicherung ein hohes 
Maß an Eigeninitiative und Selbstmobilisie- 
rung gefordert. Die Realisierung von Herr- 
schaft, Kontrolle und: Arbeitszwang findet 
somit eine zeitgemäße, in gewisser Hin- 
sicht rationalisierte;, Form. Damit kommt 
die Zivilgesellschaft den Anforderungen 
eines Kapitalismus nach, der zunehmend 
auf Eigenverantwortung und Individua- 
lisierung angewiesen ist. Der Wandel im 
Verständnis von Staat und Gesellschaft, der 
sich unter Rot-Grün vollzogen hat und auch 
unter der derzeitigen großen Koalition an- 
hält, lässt sich exemplarisch auf zwei Ebe- 


nen zeigen. Zum einen in der Verschärfung 
sozialer Konflikte durch Harz IV und zum 
anderen in der Mobilisierung »zivilgesell- 
schaftlicher« Gruppen gegen rassistischen 
Mord und Totschlag. 


Beginnen wir mit Letzterem: Zum alltags- 
politischen Ausdruck des Bewusstseins- 
wandels wurde — infolge von Anschlägen 
auf MigrantInnen und jüdische Einrich- 
tungen — der staatlich ausgerufene »Auf- 
stand der Anständigen« gegen Nazis, dem 
zahlreiche Proklamationen und Initiativen 


-folgten. Der offensive Umgang mit Rassis- 
“ mus und Antisemitismus unterschied Rot- 


Grün deutlich von ihren ‘Vorgängern. Die 
Wahrnehmung, dass es sich bei solchen 
menschenverachtenden Einstellungen um 
ein gesamtgesellschaftliches Problem han- 
delt, fand damals sogar Eingang in Ver- 
lautbarungen regierungspolitischer Kreise. 
Doch die Konsequenzen gingen nicht über 
die rhetorisch vollzogene Ablehnung von 
Nazis sowie einer Tabuisierung positiver 
Bezugnahme auf den Nationalsozialismus 
hinaus. Die Skandalisierung nazistischer 
Umttriebe erfolgt bis heute meist nur dann, 
wenn der gute Ruf Deutschlands oder einer 
Region in Gefahr ist und um die Ansied- 
lung internationaler Firmen oder um den 
Besuch von TouristInnen gefürchtet wird. 


an 


Roll back und positiver 


Nationalbezug 


Zwar gelang es Rot-Grün bei gleichzeitiger 
Abgrenzung von den Nazis einen moderni- 
sierten Nationalismus aufzubieten, in dem 
die Vorstellung der eigenen Identität neu 
gefüllt wurden. Alte auf Volk und Abstam- 
mung basierende Variablen wurden teilwei- 
se durch ein Integrationsversprechen abge- 
löst, welches an individuelles Engagement 
und Arbeitswille geknüpft ist. Die Reform 
des deutschen Staatsbürgerschaftsrechts, 
die sich - wenn auch nur halbherzig - vom 
Blutsrechtsprinzip verabschiedete, kann da- 
für als Beispiel gelten. Jedoch blieben die 
Anrufung des Staates und ihre Begründung 
im Sinne der Gemeinschaftsinteressen des 
deutschen Volkes gesellschaftlich erhalten. 
Durch die Hartz IV-Gesetzgebung wurde 
die soziale Spaltung verschärft und Wider- 
sprüche zwischen Kapital und Arbeit wur- 
den verstärkt wahrnehmbar. Nun formierte 
sich die »Zivilgesellschaft« in Ablehnung 
an Hartz IV und ohne staatliche Aufforde- 
rung. Im Gegenteil, diesmal wurde der Staat 
angerufen. Gewerkschaften, Sozialverbän- 
de, Parteien und neu gegründete Arbeits- 
loseninitiativen forderten nicht nur mehr 
bzw. sicherere Arbeit und höhere Löhne, sie 


demonstrierten auch gemeinsam mit Na- 
zis und verdammten die »Blutsauger« bzw. 
»Heuschrecken«, welche vermeintlich über 
Deutschland hereinbrächen. Bekannte anti- 
semitische Muster dienten dazu, den Feind 
auszumachen und zu dessen Bekämpfung 
an Verbündete zu appellieren - auch staat- 
liche. In der Konstruktion eines guten, 
deutschen Unternehmertums und dem Ruf 
nach einer verantwortungsvollen Bindung 
an den Standort Deutschland liegen die 
Schnittmengen mit Nazis, die diese Argu- 
mentation lediglich auf den Begriff Volks- 
gemeinschaft zuspitzten und deren Zusam- 
mengehörigkeit biologistisch begründeten. 
Schlussendlich zeigte sich damit immer _ 
noch deutlich, welche Reaktionsmuster in 
Krisenzeiten abrufbar sind. 


Deshalb: Auch wenn der zivilgesell- 
schaftliche Diskurs der dominierende in 
Deutschland ist, kann diese Dominanz 
nicht mit einer gesamtgesellschaftlichen 
Durchdringung gleichgesetzt werden. Dis- 
kurse um Volk und Gemeinschaft bleiben 
in aktuelle Debatten eingeschrieben und 
erzielen ihrerseits Wirkung. In breiten Be- 
völkerungsschichten existieren völkische 
Bewusstseinselemente weiter, auch wenn 
diese auf politischer Ebene und im offizi- 
ellen Diskurs überwiegend von zivilgesell- 


schaftlichen Verlautbarungen unterdrückt 
oder überformt werden. 


Zivilgesellschaft als staatliche 
_Mogelpackung? | 


Während beispielsweise im US-amerika- 
nischen Verständnis eine Zivilgesellschaft 
‚unabhängig vom Staat agiert und auf die 
ausschließliche Erfüllung nichtstaatlicher 
Interessen gerichtet ist, bedurfte es ange- 
sichts des deutschen Staats- und Autori- 
tätsglaubens immer wieder eines instituti- 
onellen und ideologischen Anstoßes durch 
die Regierung - selbst als es 1992 um die 
Initiierung eines Lichterkettengeschunkels 
gegen Rechts ging, in dem sich die neue 
deutsche Nation öffentlichkeitswirksam 
von Mord und Totschlag distanzierte. In 
der Konstitution der zivilgesellschaftlichen 
Mobilisierung fügen sich menschenver- 
achtende Ideologien nicht wie bei Nazis 
zu einer geschlossenen Weltanschauung, 
sondern sie existieren als Elemente neben 
und miteinander. Dabei ist beispielsweise 
der alltägliche Rassismus nicht zwangsläu- 
fig völkisch oder biologistisch aufgeladen, 
sondern speist sich verstärkt aus kulturali- 


stischen Zuschreibungen undnützlichkeits- 
zentrierten Argumentationsmustern. Auch 
ist der rassische einem sekundären bzw. an- 
tizionistischen Antisemitismus gewichen. 
Dabei dient gerade der Holocaust als eine 
erneute Begründung für die Ablehnung 


‘von Jüdinnen und Juden, da durch ihn ein 


unmittelbarer positiver Bezug auf Deutsch- 
land nicht mehr möglich ist. Gleichzeitig 
werden mittels einer psychischen Verkeh- 
rung die BürgerInnen Israels als die neuen 
»wahren« TäterInnen begriffen, wodurch 
eine eigene moralische Schuldbefreiung 
möglich wird. 

Neben den strukturellen und ideologischen 
Kontinuitäten findet die Modernisierung 
nationalstaatlicher Legitimationsargumente 
in Deutschland vor dem Hintergrund der 
eigenen Geschichte statt. In dem die deut- 
sche Geschichte als »verarbeitet« angese- 
hen wird, indem die sogenannte Vergan- 
genheitsbewältigung zum Exportschlager 
mutiert und der Holocaust in seiner Uni- 
versalisierung zur bloßen Floskel für die 
Beschreibung alles Bösen verkommt, wird 
das Selbstbewusstsein einer modernisier- 
ten, geläuterten Nation gestärkt. Von einem 
Ende der postnazistischen Gesellschaft wol- 
len wir deshalb noch nicht sprechen. 


Zwischen Brüchen und Traditionen z 
der deutsche Weg zur Großmacht nach 1990 


Nach der Wiedervereinigung stellte sich die 


Frage, inwieweit die deutsche Außenpolitik 


auf spezifische Optionen und Instrumente 
mit Ursprung im Kaiserreich und im Nati- 
onalsozialismus zurückgreifen würde. Die 
Anfang der 1990er Jahre mit völkischen Be- 
gründungen durchgesetzte Anerkennung 
Kroatiens und Sloweniens und die schnelle 
Ausweitung des ökonomischen und poli- 
tischen Machteinflusses Deutschlands in 
Südosteuropa standen tatsächlich in einer 
Kontinuitätslinie deutscher Machtpolitik. 
Auch das Aufleben von Konzepten, in de- 
nen die Auflösung der Westbindung und 
die »Notwendigkeit« einer Raumordnung 
durch Deutschland aus dessen geogra- 
phischer »Mittellage« abgeleitet wurden, 
passte in dieses Bild. Andere Entwicklun- 
gen kamen hinzu: Hatte in der offiziellen 
politischen Rhetorik der BRD.bislang kaum 
jemand von »nationalen Interessen« gespro- 
chen, war dieser Begriff nun in aller Mun- 
de. Im selben Atemzug plädierte ein immer 
breiter werdendes Spektrum politischerund 
intellektueller Eliten für eine aktivere Rolle 


des Militärs, die schrittweise durchgesetzt 
wurde. Unter diesen Umständen schien die 
These vom »Vierten Reich« nicht aus der 
Luft gegriffen. 


Allerdings vollzog sich die deutsche Macht- 
enfaltuig von 1989 bis heute nicht als 
Kopie der Geschichte. Rassistische Raum- 
ordnungsprojekte wurden nicht wie im 
nationalsozialistischen Vernichtungskrieg 
zur beherrschenden Prämisse der Außen- 
politik. Der Nach-Wende-Pangermanis- 
mus holte Spätaussiedler, nicht aber Ter- 
ritorien »Heim ins Reich«. Auch ‚grenzte 
sich Deutschland weder ideologisch noch 
geostrategisch in gleicher Weise, wie einst 
Kaiser und Führer, von westlichen Staaten 
wie Frankreich, Großbritannien und den 
USA ab. Stattdessen betrieb Deutschland 
eine Bündnispolitik zur Ausweitung eige- 
ner Handlungsoptionen, die die wiederent- 
deckten geopolitischen und ideologischen 
Prinzipien der Vergangenheit relativierte, 
ohne sie gänzlich über Bord zu werfen. 


Zur Vormacht in Europa: 


Deutschland löste sich nicht aus dem atlan- 
tischen Militärbündnis und wurde zudem 
zum Vorreiter in Sachen EU-Militär. Der 


»Erbfeind« Frankreich, dem man noch kurz 
nach der Wende die wiedervereinigungs- 
kritische Diplomatie verübelt hatte, wurde 
gar zum engsten Verbündeten bei der Ver- 
wirklichung einer von den USA unabhäng- 
igeren europäischen Sicherheitspolitik. 
Doch trotz der dadurch gewachsenen Diffe- 
renzen zeigten sich auch die deutsch-ameri- 
kanischen Beziehungen einigermaßen sta- 
bil und gerade die NATO wurde militärisch 
aktiver als jemals zuvor. Als 1999 erstmals 
seit Ende des Zweiten Weltkriegs deutsche 
Soldaten an Kampfhandlungen teilnah- 
men, geschah dies im. NATO-Verbund. 
Gemeinsam bombte die Allianz Serbien- 
Montenegro auf den Status eines Entwick- 
lungslandes zurück, mit der Begründung, 
eine humanitäre Katastrophe in diesem 
Fall unbedingt verhindern bzw. beenden zu 
müssen. Vor dem Hintergrund zahlloser an- 
derer Verbrechen, wie sie Anfang der Neun- 
ziger beispielsweise in Somalia, oder seit 
Jahren in Dafur passieren, kann das huma- 
nitäre Interesse nicht alleiniges Motiv für 
ein militärisches Eingreifen gewesen sein. 
Ausschlaggebend im Fall Jugoslawiens war 
das von den Mitgliedsstaaten geteilte Inte- 
resse, die NATO als Instrument westlicher 
Stabilitäts- und Weltordnungsinteressen zu 
neu positionieren. Zu den spezifischen Zie- 
len Deutschlands gehörte es dabei, sich von 


den Fesseln der Vergangenheit zu lösen und 
insbesondere mit der Geschichte begründe- 
te Restriktionen für die eigene Außenpoli- 
tik und den Einsatz deutscher Soldaten im 
Ausland abzustreifen. Nicht trotz, sondern 
gerade wegen der Auseinandersetzung mit 
Auschwitz sah sich Deutschland nun prä- 
destiniert, anderen Ländern mit Hilfe von 
Soldaten und Kriegsgerät den Umgang mit 
Menschenrechten beizubringen. 


Nicht nur die geschichtspolitische Befrei- 
ung gehörte zu den spezifischen deutschen 
Interessen am Jugoslawienkrieg. Völkische 
Motive spielten von vornherein eine große 
Rolle für die deutsche Unterstützung der 
KosovoalbanerInnen. Tagtäglich bliesen 
Medien von FAZ bis TAZ mit ihrer Hetze 
gegen das »Völkergefängnis« Jugoslawien 
zum Truppenappell. Damit taten sie ihren 
Teil dazu, dem Einsatz deutscher Soldaten 
auf ehemals von der Wehrmacht verwü- 
steten Territorien gesellschaftliche Legiti- 
mität zu verschaffen. 

Doch in den folgenden Jahren wurde die 
Förderung nationaler Autonomie nicht 
in der Weise forciert, wie sie sich in den 
ı990ern noch abzeichnete. Schon in den 
Verhandlungen über den endgültigen Un- 
abhängigkeitsstatus für das Kosovo zeigte 
sich Deutschland unter Schröder nicht 


mehr als lautester Protagonist der kosovo- 
albanischen Eigenstaatlichkeit. Und weder 
der kurdische Nationalismus noch aktuelle 
Separationsbewegungen auf dem Gebiet 
der ehemaligen Sowjetunion erhalten heu- 
te eine vergleichbare Unterstützung durch 
" Deutschland. Das Prinzip des Selbstbestim- 
mungsrechts wird gegenüber dem Interes- 
se an stabilen Kooperationen mit der Türkei 
und Russland zurückgestellt. Energiesi- 
cherheit geht vor Volkstumspolitik. 
Schon bevor Josef Fischer als Außenmini- 
ster lernte, die Bombe zu lieben, qualifi- 
zierte er sich für seinen späteren Job mit 
zielführenden Gedanken. So fragte er 1995 
ganz unverfänglich, ob Deutschland jetzt 
»eine Art sanfte Hegemonie über Euro- 
pa« erlangen könne, »eine Übermacht, die 
ihm aufgrund seiner Größe, seiner wirt- 
schaftlichen Stärke und seiner Lage auch 
zustehen«. Heute steht eines außer Zwei- 
fel — Deutschlands Einfluss in Europa hat 
erheblich zugenommen. Deutsches Kapi- 
tal besitzt halb Ost- und Südosteuropa, als 
Integrationslokomotive der EU lassen sich 
nationale Interessen Deutschlands als eu- 
ropäische formulieren. Unter gemeinsamer 
Federführung mit Frankreich wird ein Mi- 
litärpotential entwickelt, welches aufgrund 
seines europäischen Charakters innereuro- 
päische Widersacher nicht mehr fürchten 


muss. Deutschland profitiert wie kein an- 
deres Land von der EU. Unter den gegen- 
wärtigen ökonomischen Bedingungen ist 
das Wohl der deutschen Wirtschaft sehr 
stark mit einer kooperativen Integrations- 
perspektive Europas verknüpft. Der ideolo- 
gische Vorteil dieser Option besteht darin, 
dass sich mit der Berufung auf den »Ur- 
sprungskontinent« von Demokratie, Kultur 
und einer »postnationalen« Konstellation 
auch ein Weltmachtanspruch ethisch her- 
vorragend begründen lässt. 


Kapital und Ideologie 


Weil das in internationale Kapitalstruk- 
turen eingebundene Deutschland seine Au- 
ßenbeziehungen an ökonomischen Maß- 
gaben ausrichtet und dabei offene Märkte, 
freie Handelswege, Zugang zu Rohstoffen 
und die für die Kapitalverwertung förder- 
liche Stabilität durchzusetzen versucht, se- 
hen manche darin den ganz normalen Voll- 
zug von ökonomischen Anforderungen: 
Deutschland exekutiert danach als Teil 
eines von den USA dominierten Neolibera- 
lismus die Interessen global orientierter Ka- 
pitalfraktionen. Andere Positionen entde- 


cken durch die. ökonomische Brille eher die 
Konkurrenz um Absatzmärkte und Investi- 
tionsbedingungen: als Motor einer deutsch- 
europäischen Machtpolitik. Die EU wird 
in dieser Sicht notwendigerweise zur He- 
rausforderin der USA. Ihre ideologischen 
Feindbilder, wie der Antiamerikanismus, 
erscheinen als logische Reflexe einer auf 
Europa konzentrierten Standortpolitik. 
Doch weder die Konkurrenz noch die In- 
terdependenz des Kapitals determinieren 
einen eindeutigen Kurs, wie die Gleichzei- 
tigkeit von Konflikt und Kooperation der in- 
nerwestlichen Beziehungen in den letzten 
Jahren gezeigt hat. Wie einflussreich die 
Dynamik politisch-ideologischer Projekte 
und gesellschaftlicher Mobilisierungen 
sein kann, hat unter anderem der macht- 
politische Kurs von Schröder bewiesen. Der 
»selbstbewusste deutsche Weg« der rot-grü- 
nen Außenpolitik überzeugte mit seinem 
Appell an nationale Größe und antiameri- 
kanisches Ressentiment sowohl Teile der 
konservativen Eliten wie auch linksliberale 
Intellektuelle und Grünalternative. Ergeb- 
nis war die bisher aggressivste und kon- 
frontativste Phase der deutschen Außen- 
politik nach 1990 im Zusammenhang mit 
dem Irakkrieg. Ihr zivilgesellschaftliches 
Äquivalent war die gemeinsame Mobilisie- 
rung von RegierungsvertreterInnen und 


BürgerInnen, die in antiamerikanischen 
Massendemonstrationen mündete. 

Eine rein ökonomisch abgeleitete Kritik der 
Außenpolitik läuft Gefahr, solche politisch- 


ideologisch angestoßenen Dynamiken zu 


unterschätzen. Das bedeutet nicht, die‘ 
Augen vor kapitalistischen Strukturzwän- 
gen und Profitinteressen zu verschließen. 
Nur entscheiden politische Diskurse da- 
rüber, was konkret aus ökonomisch deter- 
minierten Zwängen und Interessen folgt. 
Das lässt sich auch am Afghanistaneinsatz 
nachvollziehen. Obwohl die am Hindu- 
kusch aktiven Staaten das Interesse an der 
Sicherheit globaler Wertschöpfungsketten 
teilen, verfolgt Deutschland hier auch ab- 
weichende eigene Ziele. Dies zeigt sich im- 
mer dann, wenn deutsche Entscheidungs- 
trägerInnen den Einsatz’als ziviles und in 
der Absicht zivilisierendes Unterfangen 
darstellen. Eine Selbstsicht, die auf die in 
Deutschland populäre Vorstellung einer 
ethisch legitimierten europäischen Welt- 
ordnungsalternative zurückgeht. Wie lange 
sich angesichts zunehmender Gefechte im 
deutschen Einsatzgebiet die Zivilmachts- 
rhetorik aufrechterhalten lässt, ist unklar. 
In der Kriegsberichterstattung 2009 zeich- 
net sich bereits eine Tendenz ab, die wieder 
an Landserprosa über soldatische Tugenden 
und heimtückische Gegner erinnert. 


Eine Kritik der deutschen Außenpolitik 
kann sich deshalb nicht nur gegen deren 
»normalen« Chauvinismus stellen, der für 
die Wohlfahrt des eigenen Kollektivs an- 
deren Staaten ökonomische und politische 
Existenzbedingungen aufzuherrschen ver- 
sucht. Das instrumentelle Kalkül des kapi- 
talistischen Standorts erscheint nicht nur 

in einer abgeleiteten nationalistischen 
Form. Vielmehr sind ideologische Kämpfe 


für die Definition außenpolitischer Inte- . 


ressen ebenso ausschlaggebend. Letzteres 
bedeutet hierzulande, dass besonders das 
Nachleben traditioneller Machtpolitik kriti- 
siert werden muss. 

Doch heute erschwert die Normalisierung 
deutscher Machtpolitik Kritik selbst da, wo 
die mit Traditionsbezügen gespickte Ent- 
wicklung Grund für moralischen Ekel und 
eine Mobilisierung abwehrender Restver- 
nunft sein müsste. Seit letztem Jahr ver- 
leiht die Bundeswehr das »Ehrenkreuz für 
Tapferkeit«. Der Orden erinnert trotz einer 
äußerlichen und semantischen Überholung 
an das bis 1945 im deutschen Militär verlie- 
hene »Eiserne Kreuz«, welches im Zweiten 
Weltkrieg 2,3 Millionen Mörder und Kriegs- 
verbrecher schmückte. Zwanzig Jahre nach 
der »Wende« hat sich die Gesellschaft und 
mit ihr trotz aller Widerstände auch die Lin- 
ke an den Gebrauch des Militärs, die For- 


mulierung »nationaler Interessen« und ein 
stärker an eigenen Weltordnungsvorstel- 
lungen orientierter Umgang mit westlichen 
Bündnisoptionen offenbar gewöhnt. Auch 
deshalb wirkt eine Kritik dieser Außenpo- 
litik, die historische Assoziationen betont, . 
oft übertrieben. Doch bei aller notwendigen 
Differenzierung lässt sich Deutschlands 
reale Außenpolitik konkret gar nicht anders 
als über die Kenntnisnahme von KEUERUE 
täten kritisieren. 


Zum Schluss: 


Gratwanderung statt 
Märchenstunde 


2009 erleben wir einen neuen Höhepunkt 
deutscher Mythenbildung. Die Meisterer- 


. zählungen anlässlich der Feiern zu 60 Jah- 


ren BRD und 20 Jahren Wende berichten 


vom gesamtdeutschen Drang nach Freiheit 
und Demokratie. Die Rede von den »beiden 
deutschen Diktaturen«, von der »Stunde 
Null« und von der »friedlichen Revolution« 
1989 will von den Spezifika und Kontinu- 
itäten des Nationalsozialismus nichts wis- 
sen und verschweigt den nationalistischen 
und konsumistischen Schwenk, den die 
Proteste 1989 nahmen, als sie zu Massen- 
protesten wurden. Übrig bleibt die Über- 


zeugung, dass .die kapitalistische liberale 


Ordnung sich als Siegerin über jegliches 
andere Gesellschaftsmodell erwiesen hat. 
Uns versetzt ein solchermaßen prokla- 
miertes Ende der Geschichte nicht in Fei- 
erlaune. Im Gegenteil: So sicher wir uns 
sind, dass sich jeder positive Bezug auf das 
autoritäre, spießige System der DDR verbie- 
tet, so sicher sind wir uns auch, dass es der 
Kritik an den jetzigen Zuständen bedarf. 
Damit meinen wir Kritik, die über kapita- 
listische Zurichtung und nationalstaatliche 
Vergesellschaftung hinausweist. Die Be- 
dürfnisbefriedigung frei von Zwang und 
Herrschaft aller Menschen weltweit, das 
wäre uns ein Grund zum Feiern! Doch es 
geht uns nicht nur um den kapitalistischen 
Normalzustand. Anlässlich der großen 
schwarz-rot-goldenen Feierei stellen wir 
vor allem der nationalistischen Erzählung 
vom demokratie- und freiheitsliebenden 


deutschen Volk unsere Interpretation ent- 
gegen, die sowohl die vollkommene liberale 
Normalisierung Deutschlands als auch das, 
Ereignis »Friedliche Revolution« in Frage 
stellt. 


Auch wenn Deutschland heute in mancher 
Hinsicht verträglicher erscheint als je zuvor 
darf eine gesellschaftskritische Analyse der 
Gegenwart nicht die spezifische Verfasst- 
heit Deutschlands ignorieren, die sich aus 
dem Nationalsozialismus ergibt. Der Um- 
gang mit den Verbrechen des Nationalso- 

zialismus, insbesondere der Shoa, wird 
heute als moralische Überlegenheit inter- 
pretiert, die Deutschland größere Verant- 


-wortung und Handlungsmacht verschafft 


sowie die Basis der nationalen Legitimation 
und Selbstsicht. Zum anderen lassen sich 
bis heute Kontinuitäten des Denkens und 
Handelns finden. Nicht nur die autoritätshö- 
rigen und antisemitischen Weltbilder und 
Alltagspraktiken sowie rassistische Vorstel- 
lungen über die Verfasstheit des deutschen 
Staatsvolkes bestehen fort, sondern auch 
der Glaube, dass am deutschen Wesen die 
Welt genesen werde. Daran hat das antifa- 
schistische Erziehungskonzept der DDR 
genauso wenig geändert, wie Grundgesetz 
und soziale Marktwirtschaft. 

Wir begreifen Deutschland nicht nur als 


Ausdruck eines allgemeinen Verhältnisses, 
in dem Standortlogik und Weltmarktkon- 
kurrenz den Ton angeben. Unsere Kritik 
richtet sich nicht nur auf die Funktion, die 
der Nationalismus für das Funktionieren 
der kapitalistischen Zurichtung und Verge- 
sellschaftung hat. Wir sind vielmehr daran 
interessiert, auch die konkrete Form und 
spezifische ideologische Verfasstheit des 
Kapitalismus im heutigen Deutschland zu 
verstehen und zu kritisieren. Angesichts 
dieser Ideologien, die nicht nur Instru- 
mente der kapitalistischen Herrschaft sind, 
sondern ein Eigenleben führen und sich 
auch entgegen instrumenteller Vernunft re- 
produzieren, ist eine Politik entgegen deut- 
scher Realitäten wichtig und richtig. 


Die eigene Positionierung wird, angesichts 


einer Analyse, die weder die Kontinuität’ 


postnazistischer Elemente beiseite schiebt, 
noch kapitalistische Modernisierungsten- 
denzen und Liberalisierungsprozesse leug- 
net oder feiert, zwangsläufig zur Gratwan- 
derung. Linke Kritik und Politik mag das 
komplizierter machen. Doch die einfachen 
Antworten sind selten die besten. 
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